
 

Informationen des Fachverbandes: 
(Stand 12.05.2021) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

  

nachstehend schicken wir Auswirkungen für den Flugsport die von der Öffnungsverordnung 
erfasst sind – vorbehaltlich eventueller Auslegungsunterschiede durch das BMSGPK: 

  

Tandemflug 

  

§ 2 Abs. 3: Für die Sportausübung an öffentlichen Orten gilt § 8 Abs. 6 und § 13 Abs. 2 Z 1 
und 2 sinngemäß. 

 

§ 8 Abs. 6: Der Kunde hat 

1. ausgenommen bei der Sportausübung und in Feuchträumen eine Maske zu tragen 
und 

2. gegenüber Personen, die nicht im gemeinsamen Haushalt leben, einen Abstand von 
mindestens zwei Metern einzuhalten. Dies gilt nicht 

a) bei der Ausübung von Sportarten, bei deren sportarttypischer Ausübung es zu 
Körperkontakt kommt, 

b) für kurzfristige sportarttypische Unterschreitungen des Mindestabstands im Rahmen 
der Sportausübung sowie 

c) bei erforderlichen Sicherungs- und Hilfeleistungen. 

 

§ 13 Abs. 2: Zwischen 05.00 und 22.00 Uhr sind Zusammenkünfte nur zulässig, wenn 

1. daran in geschlossenen Räumen höchstens vier Personen aus unterschiedlichen 
Haushalten zuzüglich höchstens sechs Minderjähriger gemäß Abs. 1 teilnehmen, oder 

2. daran im Freien höchstens zehn Personen aus unterschiedlichen Haushalten 
zuzüglich höchstens zehn Minderjähriger gemäß Abs. 1 teilnehmen, […] 

  

  

  



Ballonfahren 

  

§ 13 Abs. 2: Zwischen 05.00 und 22.00 Uhr sind Zusammenkünfte nur zulässig, wenn 

1. […] 

2. daran im Freien höchstens zehn Personen aus unterschiedlichen Haushalten 
zuzüglich höchstens zehn Minderjähriger gemäß Abs. 1 teilnehmen […] 

  

§ 13 Abs. 3: Unter folgenden Voraussetzungen sind Zusammenkünfte ohne zugewiesene und 
gekennzeichnete Sitzplätze mit bis zu 50 Teilnehmern zulässig: 

1. Der für die Zusammenkunft Verantwortliche hat die Zusammenkunft, sofern daran 
mehr als zehn Personen teilnehmen, spätestens eine Woche vorher bei der örtlich 
zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen. Dabei sind folgende Angaben zu 
machen: 

a) Name und Kontaktdaten (Telefonnummer, E-Mail-Adresse) des für die 
Zusammenkunft Verantwortlichen, 

b) Zeit, Dauer und Ort der Zusammenkunft, 

c) Zweck der Zusammenkunft, 

d) Anzahl der Teilnehmer. 

Die Anzeige hat elektronisch an eine von der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde 
bekanntgegebene E-Mail-Adresse oder im Wege einer Web-Applikation zu erfolgen. 

2. Der für die Zusammenkunft Verantwortliche darf die Teilnehmer nur einlassen, 
wenn sie einen Nachweis einer geringen epidemiologischen Gefahr vorweisen. Der 
Teilnehmer hat diesen Nachweis für die Dauer des Aufenthalts bereitzuhalten. 

3. Die Verabreichung von Speisen und der Ausschank von Getränken ist unzulässig. 

4. Gegenüber Personen, die nicht im gemeinsamen Haushalt leben, ist ein Abstand von 
mindestens zwei Metern einzuhalten. 

  

  

  



Hubschrauber-Rundflüge 

  

§ 13 Abs. 2: Zwischen 05.00 und 22.00 Uhr sind Zusammenkünfte nur zulässig, wenn 

1. daran in geschlossenen Räumen höchstens vier Personen aus unterschiedlichen 
Haushalten zuzüglich höchstens sechs Minderjähriger […] teilnehmen […] 

  

§ 13 Abs. 4: Unter folgenden Voraussetzungen sind Zusammenkünfte mit zugewiesenen und 
gekennzeichneten Sitzplätzen mit bis zu 1.500 Teilnehmern in geschlossenen Räumen und 
mit bis zu 3.000 Teilnehmern im Freien zulässig: 

1. Der für eine Zusammenkunft Verantwortliche hat sicherzustellen, dass 

a) nur Besuchergruppen gemäß § 6 Abs. 2 und 3 eingelassen werden und 

b) höchstens so viele Personen gleichzeitig anwesend sind, dass die Hälfte der 
Personenkapazität des Ortes der Zusammenkunft nicht überschritten wird; 

2. Der für eine Zusammenkunft Verantwortliche hat Zusammenkünfte mit bis zu 50 
Teilnehmern nach Maßgabe des Abs. 3 Z 1 anzuzeigen. Für Zusammenkünfte mit mehr als 
50 Teilnehmern ist eine Bewilligung der örtlich zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde 
einzuholen. Dabei sind die Angaben des Abs. 3 Z 1 zu machen und das Präventionskonzept 
gemäß Abs. 5 vorzulegen. Die Entscheidungsfrist für die Bewilligung beträgt drei Wochen 
ab vollständiger Vorlage der Unterlagen. 

3. Der für eine Zusammenkunft Verantwortliche darf die Teilnehmer nur einlassen, 
wenn sie einen Nachweis einer geringen epidemiologischen Gefahr vorweisen. Der 
Teilnehmer hat diesen Nachweis für die Dauer des Aufenthalts bereitzuhalten. 

4. Für das Verabreichen von Speisen und den Ausschank von Getränken gilt § 6. 

5. Gegenüber Personen, die nicht im gemeinsamen Haushalt leben oder einer 
gemeinsamen Besuchergruppe angehören, ist ein Abstand von mindestens zwei Metern 
einzuhalten. Dies gilt nicht, wenn die Einhaltung des Mindestabstands auf Grund der 
Anordnung der Sitzplätze nicht möglich ist. Diesfalls ist zumindest seitlich ein Sitzplatz 
zwischen den Besuchergruppen freizuhalten. 

  

  



§ 17. (1) Der Betreiber einer Betriebsstätte gemäß den §§ 6 und 7, einer nicht 
öffentlichen Sportstätte gemäß § 8, einer nicht öffentlichen Freizeiteinrichtung gemäß § 9 
und der für eine Zusammenkunft Verantwortliche gemäß den §§ 13 bis 16 sind verpflichtet, 
von Personen, die sich voraussichtlich länger als 15 Minuten am betreffenden Ort 
aufhalten, zum Zweck der Kontaktpersonennachverfolgung den  

1. Vor- und Familiennamen und  

2. die Telefonnummer und wenn vorhanden die E-Mail-Adresse  

zu erheben. Im Falle von Besuchergruppen, die ausschließlich aus im gemeinsamen 
Haushalt lebenden Personen bestehen, ist die Bekanntgabe der Daten von nur einer dieser 
Besuchergruppe angehörigen volljährigen Person ausreichend.  

(2) Der nach Abs. 1 Verpflichtete hat die zuvor genannten Daten mit Datum und Uhrzeit 
des Betretens der jeweiligen Betriebsstätte oder des bestimmten Ortes zu versehen.  

(3) Der nach Abs. 1 Verpflichtete hat der Bezirksverwaltungsbehörde gemäß § 5 Abs. 3 EpiG 
auf Verlangen die Daten zur Verfügung zu stellen.  

(4) Der nach Abs. 1 Verpflichtete darf die Daten ausschließlich zum Zweck der 
Kontaktpersonennachverfolgung verarbeiten und der Bezirksverwaltungsbehörde im 
Umfang ihres Verlangens übermitteln; eine Verarbeitung der Daten zu anderen Zwecken ist 
unzulässig.  

(5) Der nach Abs. 1 Verpflichtete hat im Rahmen der Verarbeitung und Übermittlung dieser 
Daten geeignete Datensicherheitsmaßnahmen zu treffen und insbesondere sicherzustellen, 
dass die Daten nicht durch Dritte einsehbar sind.  

(6) Der nach Abs. 1 Verpflichtete hat die Daten für die Dauer von 28 Tagen vom Zeitpunkt 
ihrer Erhebung aufzubewahren und danach unverzüglich zu löschen.  

(7) Können Kontaktdaten aus berechtigten Gründen der Anonymität in der Form des Abs. 1 
nicht erhoben werden, sind geeignete Alternativmaßnahmen zu setzen.  

(8) Abs. 1 gilt nicht für  

1. Betriebsstätten und bestimmte Orte, an denen es zu einem Aufenthalt überwiegend im 
Freien kommt und auf Grund dieser Verordnung gegenüber Personen, die nicht im 
gemeinsamen Haushalt leben, ein Abstand von mindestens zwei Metern einzuhalten ist;  

2. Zusammenkünfte gemäß § 13 Abs. 1 und Abs. 2 Z 1 und 2;  

3. Zusammenkünfte im privaten Wohnbereich. 

  

  

Haftungsausschluss: Obige Rechtsauskunft wurde nach bestem Wissen und Gewissen erteilt. Angesichts der Häufung von 
Anfragen, der personellen Ausnahmesituation sowie des oftmaligen Fehlens gefestigter Rechtsprechung kann seitens der 
Wirtschaftskammern Österreichs jedoch ausdrücklich keine Haftung übernommen werden. 

 


